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Zu der vorbezeichneten Kleinen Anfrage nimmt die Bundesregierung 
wie folgt Stellung: 

Nach § 131 der Reichsabgabenordnung (AO) können im Einzelfall 
Steuern ganz oder zum Teil erlassen, erstattet oder angerechnet 
werden, wenn ihre Einziehung nach Lage des einzelnen Falles un- 
billig wäre. Für bestimmte Gruppen von gleichgelagerten Fällen 
können Richtlinien für die entsprechende Anwendung der Vorschriften 
für Einzelerlasse aufgestellt werden. Für die Lastenausgleich sab gaben 
hat der Gesetzgeber die Anwendung des § 131 AO im Hinblick 
auf das Wesen des Lastenausgleichs und der zu seiner Durchführung 
zu erhebenden Abgaben einer besonderen Verwaltungsanordnung 
des Bundesministers der Finanzen Vorbehalten (§ 203 Abs. 5 LAG). 
Eine solche, den Billigkeitserlaß der Vermögensabgabe und der Sofort- 
hilfeabgabe regelnde Verwaltungsanordnung ist am 19. Juli 1954 
ergangen und im Bundessteuerblatt 1954 I S. 380 veröffentlicht. 

Bei der Ausarbeitung der Verwaltungsanordnung waren folgende 
Gesichtspunkte zu berücksichtigen: 

Zu der Frage, in welchem Rahmen ein Billigkeitserlaß der Vermögens- 
abgabe gewährt werden kann, ist in dem Schriftlichen Bericht des 
Bundestagsausschusses für den Lastenausgleich zum Entwurf des 
Lastenausgleichsgesetzes (zu BT-Drucksache Nr. 3300 der 1. Wahl- 
periode, S. 20) folgendes ausgeführt: 

„Was einen Erlaß der Vermögensabgabe anlangt, so war sich die 
Mehrheit des Ausschusses der Folgen bewußt, die sich aus § 48 des 
Entwurfs (jetzt: § 54 des Gesetzes) ergeben. Wenn hiernach den 
bedürftigsten Abgabepflichtigen (alten oder erwerbungsunfähigen 
Personen mit geringem Einkommen und Vermögen) die Abgabe 
nicht erlassen sondern nur gestundet werden darf, so ist daraus 
als Wille des Gesetzgebers zu entnehmen, daß ein Erlaß der Ab- 
gabe im Hinblick auf die wirtschaftliche Lage bei Leistungsfähi- 
geren erst recht nicht in Betracht kommen kann. Es bleiben 
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daher für einen Erlaß der Abgabe nur Fälle besonderer Art 
übrig, z. B. solche, in denen ein Erlaß nicht im Hinblik auf die 
wirtschaftliche Lage des Abgabepflichtigen sondern zur Beseitigung 
solcher objektiver Härten notwendig erscheint, die sich aus der 
Anwendung des Gesetzes ergeben, deren sich -aber der Gesetzge- 
ber offensichtlich nicht bewußt gewesen ist. Außerdem ist dabei auch 
an die Fälle eines außerordentlichen Vermögens Verfalls nach dem 
Währungsstichtag gedacht worden.” 

Die Grenzen einer allgemeinen Billigkeitsregelung bestimmen sich 
aus der Zweckbestimmung der Vermögensabgabe. Großzügige Billig- 
keitsmaßnahmen würden zu einer Minderung des Aufkommens und 
zu einer entsprechenden Schmälerung der dem Ausgleichsfonds zur 
Verfügung stehenden Mittel führen, was im Interesse der Geschä- 
digten nicht vertreten werden könnte. Dies gilt insbesondere für 
das erste Jahrzehnt der Laufzeit des Lastenausgleichs, in dem der 
Finanzbedarf des Ausgleichsfonds naturgemäß besonders groß ist. 

Für den Umfang eines Billigkeitserlasses darf die lange Laufzeit der 
Vermögensabgabe (bis 31. März 1979) nicht unberücksichtigt bleiben. 
Es läßt sich selbst bei augenblicklich schlechter wirtschaftlidier Lage 
eines Abgabepflichtigen nicht mit hinreichender Sicherheit beurteilen, 
ob nicht in späteren Jahren eine erhebliche Besserung eintritt. Außer- 
dem ist die Vermögensabgabe vom Gesetzgeber als Abgabe von 
einem Stichtags vermögen und nicht als Abgabe von dem jeweiligen 
Vermögen gestaltet. Ebenso wie eine Vermögensmehrung die" Höhe 
der Abgabe nicht beeinflußt, kann auch eine Vermögensminderung 
grundsätzlich nicht zu einer Senkung der Abgabe führen., Sch ließli di 
ist zu bedenken, daß die Vermögensabgabe als persönliche — nicht 
auf das Vermögen gelegte — Ab gäbe Verbindlichkeit gestaltet worden 
ist und daß sie letzten Endes nicht anders behandelt werden kann 
als eine Privatwirtschaft liehe Schuld. Ein Privatgläubiger wird aber 
in der Regel bei geringen Vermögenseinbußen seines Schuldners nicht 
zu einem Verzicht auf seine Forderung bereit sein. 

Unter Berücksichtigung dieser Gesichtspunkte war es nicht möglich, 
in der Verwaltungsanordnung einen Billigkeitserhß bereits bei einem 
geringfügigen Vermögens Verlust zu bewilligen. Der Erlaß mußte 
vielmehr auf die Fälle eines außerordentlichen Vermögensverfalls, 
der bei einem Vermögens Verlust von mehr als 50 v. H. angenommen 
wird, beschränkt werden. 

Bei den letzten Besprechungen mit den Lastenausgleidisreferenten 
der Länder (die Verwaltung der Lastenausgleidisabgaben ist nach 
§ 204 LAG den Landesfinanzbehörden übertragen) ist mehrfach 
geprüft worden, ob es erforderlich und tragbar ist, einen Billigkeits- 
erlaß bereits bei einem Vermögensverlust von weniger als 50 v. H. 
des Stichtags Vermögens vom 21. Juni 1948 zuzulassen. Eine Locke- 
rung der bisherigen Erlaßpraxis erschien zunädist für die kleinen 
Fälle vordringlich und möglich. Seit Dezember 1955 können Beträge 
an Vermögensabgabe bis zu 500 DM jährlich aus allgemeinen wirt- 
schaftlichen Gründen im Rahmen des § 131 AO erlassen werden. 
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also auch dann, wenn kein außerordentlicher Vermögens verfall im 
Sinne der Verwaltungsanordnung vom 19. Juli 1954, u. U. sogar 
überhaupt kein Vermögensrückgang eingetreten ist. Damit kann 
zumindest den kleinen Abgabepflichtigen bei ungünstigen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen durch einen Billigkeitserlaß geholfen werden 
Die Anordnung ist in der LA-Kartel (Karte 11 zu § 203 Abs. 5) 
veröffentlicht. 

Darüber hinaus ist beabsichtigt, auch in anderen Fällen einen Erlaß 
der Vermögensabgabe bei einem Verlust von weniger als 50 v. H. 
des Stichtagsvermögens zuzulassen. Ob allerdings ein außerordentlicher 
Vermögensverfall für die Zukunft bereits bei einem Vermögens Ver- 
lust von 25 V. H. anerkannt werden kann, ist noch nicht entschieden 
und wird wesentlich von den Auswirkungen der vorbezeichneten 
Billigkeitsmaßnahme und von der weiteren Entwicklung des Auf- 
kommens an Vermögensabgabe abhängen. Die günstige Aufkommens- 
entwicklung der letzten Jahre kann für die Beurteilung der Frage 
nicht ausschlaggebend sein, da das Aufkommen, insbesondere im 
Rechnungsjahr 1955, durch Nachzahlungen auf Grund der Veranla- 
gung und durch erhebliche Ablösungsbeträge (Rechnungsjahr 1955: 
338 Mio DM) beeinflußt worden ist, die mit Sicherheit im Rech- 
nungsjahr 1956 und in den folgenden Jahren in dieser Höhe nicht 
mehr anfallen werden. Andererseits würde eine Ausdehnung des 
Begriffs des „Vermögensverfalls”, wie sie in der Kleinen Anfrage 247 
gewünscht wird, zu einer beträchtlichen Aufkommensminderung 
führen. Die Frage soll anläßlich der nächsten, für Juni vorgesehenen 
Besprechung der Lastenausgleichsreferenten „erörtert werden. 


Schaffer 



